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dbb-Chef sieht Korruptionsbekämpfung in Europa auf einem guten Weg  
 
(dbb) „Eines der deutschen Markenzeichen ist die Unbestechlichkeit des öffentlichen 

Dienstes. Er steht für Qualität, Zuverlässigkeit und Rechtstaatlichkeit. Es muss alles dafür 
getan werden, dass das auch so bleibt.“ Mit diesen Worten kommentierte der dbb Bun-

desvorsitzende Klaus Dauderstädt den ersten EU-Korruptionsbekämpfungsbericht vom 3. 
Februar 2014. 

 
„Deutschlands Spitzenplatz kommt nicht von 

ungefähr. Die öffentlichen Bediensteten sind 

sich ihrer Verantwortung bewusst und handeln 
entsprechend. Dies erklärt das große Vertrau-

en, das der Verwaltung und den öffentlichen 
Einrichtungen entgegengebracht wird“, so 

Dauderstädt. Diese Leistung solle auch von 

den Dienstherren stärker gewürdigt werden. 
„Deutschland hat insgesamt ein gutes Zeugnis 

ausgestellt bekommen. Allerdings ist eine so 
gute Leistung kein Selbstläufer.“  

 

Die Europäische Kommission findet in ihrem 
Länderbericht überwiegend lobende Worte für 

Deutschland. Im Fazit heißt es: „Deutschland 
belegt, was die Korruptionsbekämpfung anbe-

langt, international einen der oberen Ränge 
und wird als eines der Länder wahrgenommen, 

die beständig Bestleistungen erbringen.“ Kri-

tisch sei allerdings nach wie vor die „Straflo-
sigkeit gewählter Amtsträger bei Korruption 

und die vor allem im öffentlichen Sektor feh-

lenden Regelungen bei Interessenskonflikten 

nach Ausschieden aus dem Amt.“ Dauderstädt 

unterstützt die Europäische Kommission in 
dieser Einschätzung: „Das Bild auch der Be-

schäftigten im öffentlichen Dienst kann durch 
Fehlverhalten gewählter Amtsträger massiv 

beschädigt werden. Es wäre wünschenswert, 

wenn es hier klarere Regeln gäbe, um Interes-
senskonflikte von vornherein auszuschließen.“ 

 
Es gebe aber auch in Deutschland noch Ver-

besserungsbedarf. So müsse es, wie auch von 

der Kommission gefordert, eine gesetzliche 
Regelung geben, die so genannte 

„Whistleblower“ besser schützt. „Wenn Be-
schäftigte im öffentlichen Dienst intern auf 

Missstände hindeuten und konkrete Verfehlun-
gen weitergeben, müssen sie sicher sein, dass 

dies für sie keine konkreten Nachteile hat“, 

forderte der Beamtenbundchef.  
(01/05/14) 

 

 

 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

BBW im Gespräch über Grundbuchamts- und Notariatsreform 
 
(dbb) Zum 1. Januar 2018 sollen im baden-württembergischen Notariatswesen nur noch 
freie Notare tätig und die Zuständigkeit für Grundbuchführung auf 13 zentrale Amtsge-

richte übertragen sein. Mit beiden Reformen gehen tiefgreifende Veränderungen für die 
Beschäftigten einher. Deshalb begleiten der Beamtenbund Baden-Württemberg BBW und 

seine Fachverbände jeden Schritt zur Umsetzung der Reformen äußerst kritisch. Es geht 

darum, vermeidbare Härten für die Betroffenen zu verhindern.  

 
So haben im Gespräch mit Justizminister Rai-
ner Stickelberger und führenden Beamten 

seines Hauses der BBW-Chef und dbb Vize 
Volker Stich und die Vorsitzenden des Würt-

tembergischen Notarvereins, des Bund Deut-

scher Rechtspfleger und der Deutschen Justiz-
gewerkschaft die Gesetzesinitiative der Lan-

desregierung thematisiert, die über den Bun-
desrat erreichen will, dass das Land bisherige 

kommunale Ratsschreiber aus dem gehobenen 
Verwaltungsdienst und Beschlussfertiger aus 

den staatlichen badischen Grundbuchämtern 
als „Bereichsrechtspfleger“ einsetzen darf. 

Außerdem ging es um die Zukunft der bislang 
im Landesdienst tätigen Notare, die in diesen 

Tagen entscheiden müssen, ob sie ihr Beam-

tenverhältnis aufkündigen wollen, um von 
2018 an als freie Notare tätig zu werden. Bei-

des lehnt der BBW im Grundsatz ab.  
 

Das Justizministerium will jedoch den einge-
schlagenen Weg weiterverfolgen. Im Verlauf 
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der Unterredung Ende Januar 2014 warb der 
Justizminister um Verständnis für die jetzt 

eingeleiteten Schritte zur Umsetzung der Re-
formen. Er versicherte, dass sein Haus mit der 

Einführung eines „Bereichsrechtspflegers“ den 

Berufsstand der Rechtspfleger nicht in Frage 
stelle, sondern sich lediglich qualifizierte Mitar-

beiter erhalten wolle.  

Dass sich beamtete Notarinnen und Notare 
bereits in diesen Tagen entscheiden sollen, ob 

sie ihr Beamtenverhältnis aufkündigen wollen, 
um als freie Notare tätig zu werden, kritisiert 

der BBW. Dieser Zeitdruck sei fehl am Platze, 

so Stich im Gespräch mit dem Justizminister. 
(02/05/14) 

 
 

dbb sachsen-anhalt zu Kostendämpfungspauschale: „Gehaltskürzung durch 
die Hintertür“ 
 
(dbb) Mit der ab 2014 bei den Beamten und Versorgungsempfängern eingeführten Kos-
tendämpfungspauschale in der Beihilfe „kürzt das Land den Beamten das Gehalt durch die 

Hintertür“. Das hat der stellvertretende dbb Landesvorsitzende Ulrich Stock in der Zei-

tung „Volksstimme“ (Ausgabe vom 4. Februar 2014) deutlich gemacht.  

 
Bei den Betroffenen selbst komme der Beitrag 
zur Haushaltssanierung alles andere als gut an. 

Die Kostendämpfungspauschale sei für sie 
nach der Streichung des Weihnachtsgeldes ein 

erneuter Griff in ihr Portemonnaie. Da über-

zeuge auch nicht das Argument aus dem Lan-
desfinanzministerium, dass die nach Besol-

dungsgruppen sozial gestaffelte Kostendämp-
fungspauschale eine zumutbare Belastung der 

Beihilfeberechtigten sei.  
 

Die Beihilfefestsetzungsstellen haben jeden 

einzelnen Beihilfeberechtigten inzwischen über 
die Einführung der Kostendämpfungspauschale 

schriftlich informiert. Die Erhebung der Kos-
tendämpfungspauschale richtet sich nach den 

persönlichen Verhältnissen, die am 1. Januar 

des Jahres vorliegen, dem die Aufwendungen 

zugerechnet werden. Ersatzweise wird auf den 
ersten Tag der Beihilfeberechtigung abgestellt. 

Da die für die Bezügeberechnung gespeicher-
ten Daten aus Datenschutzgründen nicht für 

die Beihilfebearbeitung genutzt werden dürfen, 

müssen die Beihilfeberechtigten eine schriftli-
che Erklärung zu ihren persönlichen Verhältnis-

sen abgeben. „Ein riesiger Aufwand. Das Land 
spart mal wieder - egal, was es kostet“, sagte 

Stock. 
 

Die Polizeivollzugsbeamten sind von der Kos-

tendämpfungspauschale nicht betroffen. Sie 
beziehen keine Beihilfe, sondern Heilfürsorge. 

Laut Finanzministerium soll ab 2015 auch in 
der Heilfürsorge eine Kostendämpfungspau-

schale eingeführt werden. 

(03/05/14) 

 
 

Gewerkschaftstag der Nahverkehrsgewerkschaft:  
Lohngefälle zwischen kommunalen und privaten Arbeitgebern nicht akzeptabel 
 
(dbb) Auf dem Gewerkschaftstag 2014 der Nahverkehrsgewerkschaft (NahVG) im dbb hat 

der Fachvorstand Tarifpolitik und Zweite Vorsitzende des gewerkschaftlichen Dachver-
bandes Willi Russ das Lohngefälle zwischen kommunalen und privaten Arbeitgebern im 

Bereich Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) kritisiert. „Wir werden das nicht länger 
akzeptieren“, sagte Russ am 31. Januar 2014 vor den Delegierten im dbb forum berlin. 

Der dbb werde die Arbeit der im Oktober 2012 gegründeten NahVG tarifpolitisch weiter 

begleiten, versprach Russ. „Wir wollen einen bundeseinheitlichen Tarifvertrag schaffen, 
der die Arbeitsbedingungen regelt.“ Einen Wettbewerb um niedrigste Lohnkosten und 

schlechteste Arbeitsbedingungen auf dem Rücken der Kolleginnen und Kollegen lehne der 
dbb ab.  

 
Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt 

und Vize Willi Russ beglückwünschten den auf 
dem Gewerkschaftstag neu gewählten Vor-

stand der NahVG und wünschten ihm eine 

erfolgreiche Arbeit. „Ihre Branche“, sagte Dau-

derstädt, „ist sehr wichtig für die Funktionsfä-
higkeit dieses Staates.“ Er versicherte, die 

NahVG könne sich jederzeit auf die Hilfe und 
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Unterstützung des dbb verlassen. Dauderstädt 
lud die Kolleginnen und Kollegen zu aktiver 

Mitarbeit im Dachverband ein. Der stellvertre-
tende dbb Bundesvorsitzende Claus Weselsky, 

der auch Bundesvorsitzender der Gewerkschaft 

Deutscher Lokomotivführer (GDL) ist, sagte 
den Delegierten: „Der strategische Vorteil liegt 

in unserer Spezialisierung.“ Nun komme es 
darauf an, dass die NahVG mit dafür sorge, die 

jahrelange Benachteiligung der Kolleginnen 

und Kollegen zu beenden.  
 

Zum Bundesvorsitzenden der NahVG hatten 
die Delegierten Axel Schad aus Remscheid 

gewählt. Schad war von April 1993 bis zur 

Gründung der NahVG im Oktober 2012 zuerst 
als Busfahrer bei den Stadtwerken Remscheid 

und ab 2006 als Betriebsratsvorsitzender und 
stellvertretender Konzernbetriebsratsvorsitzen-

der tätig. Er ist 47 Jahre alt und Vater von vier 
Kindern. Zu seinen Stellvertretern gewählt 

wurden Walter Jezak, Christoph Wallnöfer und 

Gerhard Martin.  

Der Gewerkschaftsvorsitzende hob die Bedeu-
tung der NahVG als „Fachgewerkschaft speziell 

für die Beschäftigten im Nahverkehr“ hervor. 
In ihren Reihen organisiert die NahVG Beschäf-

tigte des Nahverkehrs in kommunalen Ver-

kehrsbetrieben sowie in privaten Omnibusun-
ternehmen in Deutschland. „Wir als Mitarbeiter 

des Personennahverkehrs sind Teil der öffentli-
chen Daseinsvorsorge. Alte Leute, Berufstäti-

ge, Kinder – niemand kommt ohne unsere 

Dienstleistung aus“, machte Schad deutlich. 
Deshalb wolle die NahVG die beruflichen Be-

lange der im ÖPNV arbeitenden Menschen 
endlich wieder selbst in die Hand nehmen und 

nicht länger zusehen, wie der Berufsstand 

immer mehr zum schlecht bezahlten „Hilfsar-
beiterjob“ verkomme. Schad verwies darauf, 

dass es mit den Einkommen der Busfahrerin-
nen und Busfahrer seit 2000 stetig bergab 

gegangen sei. Das werde man nicht länger 
hinnehmen.  

(04/05/14) 

 

 

Steuer-Gewerkschaft: Regeln zur Selbstanzeige verschärfen  
 
(dbb) Die Enthüllung des Steuerfalls Alice Schwarzer hält die Deutsche Steuer-
Gewerkschaft (DSTG) für fatal. „Dieses Signal, dass durchgestochen wird, wird viele ab-

halten, künftig eine Selbstanzeige zu erstatten“, sagte der Vorsitzende der DSTG und dbb 

Vize Thomas Eigenthaler am 3. Februar 2014 im ZDF-„Morgenmagazin“. Und im Gespräch 
mit der „Märkischen Allgemeinen“ (Ausgabe vom 4. Februar) machte Eigenthaler deutlich, 

die Enthüllung „ist nicht vom deutschen Steuerrecht gedeckt. Es gilt das Steuergeheim-
nis.“  

 
Der Fall eigne sich nicht zum Moralisieren. 

„Wenn das deutsche Recht die Möglichkeit der 
Selbstanzeige gibt, dann muss man das akzep-

tieren“, so Eigenthaler am 3. Februar auf 

„Handelsblatt Online“. Schwarzer habe ihre 
Steuerschulden plus sechs Prozent Zinsen be-

glichen. Der Fall werde „bei denen Angst aus-
lösen, die die Selbstanzeige schon hinter sich 

haben“, sagte Eigenthaler weiter. „Und sicher 

andere von einer Selbstanzeige abhalten. Man 
sieht daran: Geldanlagen in der Schweiz sind 

einfach in jeder Hinsicht problematisch.“ 
 

Zugleich plädierte der DSTG-Chef erneut für 
eine Verschärfung der Möglichkeit zur Selbst-

anzeige. „Bei 50.000 Euro muss Schluss sein“, 

so Eigenthaler in der „Märkischen Allgemei-
nen.“  

 

Nach Schätzungen der DSTG umfasst das 
weltweite Hinterziehungsvolumen allein für 

deutsche Steuerhinterzieher rund 400 Milliar-
den Euro, davon dürften laut Steuer-

Gewerkschaft allein 150 Milliarden Euro auf die 

Schweiz entfallen. 2013 gab es rund 26.000 
Selbstanzeigen – dreimal so viele wie im Vor-

jahr.  
(05/05/14) 
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BDZ-Chef plädiert für mehr Transparenz bei Verhandlungen über  
Freihandelsabkommen  
 
(dbb) Das Freihandelsabkommen zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der 

Europäischen Union (TTIP), über das derzeit verhandelt wird, hätte großen Einfluss auf 
die Wirtschaftsbeziehungen der beiden Partner. „Die Auswirkungen auf die Arbeitsbedin-

gungen in Europa sind nur schwer abzuschätzen“, sagte der neue Bundesvorsitzende der 
Deutschen Zoll- und Finanzgewerkschaft BDZ Dieter Dewes am 31. Januar 2014. „Umso 

bedauerlicher ist es, dass die derzeitigen Gespräche hinter verschlossenen Türen stattfin-

den. Die am meisten Betroffenen, nämlich die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sind 
nicht mit am Verhandlungstisch vertreten“, so der BDZ-Chef weiter. „So kann kein Ver-

trauen entstehen.“ 

 
Neben dem Abbau von Zöllen sollen durch das 
Freihandelsabkommen weitere Handelshemm-

nisse abgebaut werden. Zu den geplanten 

Änderungen gehören unter anderem der freie 
Zugang zu öffentlichen Aufträgen beim jeweils 

anderen Partner, die Angleichung von Rege-
lungen im Gesundheits- und Verbraucher-

schutz und die Schaffung einheitlicher Indust-
riestandards. „Hier wird über weitreichende 

Konsequenzen für jeden Einzelnen gesprochen. 

Die Änderungen des Lebens- und Arbeitsalltags 
könnten äußerst gravierend sein. Wenn aber 

ein Großteil der betroffenen Gruppen nicht mit 
verhandeln kann und später lediglich die Er-

gebnisse hinnehmen soll, wird der fertige Ver-

trag keine breite Unterstützung finden. Hier 

müssen sich die Verhandlungspartner zu mehr 
Transparenz und Beteiligung von zivilgesell-

schaftlichen Akteuren entschließen.“ 

 
Besonders besorgt zeigte sich der BDZ-Chef, 

dass Arbeitsstandards in der EU durch das 
Abkommen aufgeweicht und so verschlechtert 

werden könnten. „Das Niveau im Bereich Ar-
beitsschutz und Arbeitnehmerrechte ist in Eu-

ropa und speziell in Deutschland deutlich höher 

als in den USA. Eine Angleichung nach unten 
darf es auf gar keinen Fall geben. Eine ent-

sprechende Regelung muss explizit im Ab-
kommen verankert werden.“  

(06/05/14) 

 

 

GdS erreicht Tarifabschluss zur AOK-Vergütungsrunde 2014 
 
(dbb) Beim vierten Verhandlungstermin zur Vergütungsrunde 2014 hat sich die Gewerk-

schaft der Sozialversicherung (GdS) mit der AOK-Tarifgemeinschaft am 29. Januar 2014 

in Berlin auf einen Tarifabschluss geeinigt. Er bringt den AOK-Beschäftigten Gehaltserhö-
hungen im Gesamtvolumen von 5,3 Prozent. Beide Tarifparteien haben eine Erklärungs-

frist bis zum 20. Februar 2014 vereinbart, um die Zustimmung ihrer jeweiligen Beschluss-
gremien einzuholen. 

 
Im Einzelnen sieht der Tarifabschluss eine 
lineare Steigerung der Vergütungen in zwei 

Schritten um 3,2 Prozent (mindestens aber um 

80 Euro) zum 1. April 2014 sowie um weitere 
2,0 Prozent zum 1. April 2015 vor. Als Aus-

gleich für die „Leermonate“ Januar, Februar 
und März 2014 gibt es eine Einmalzahlung in 

Höhe von 240 Euro (Auszubildende 120 Euro), 

die mit der Vergütung für März 2014 gezahlt 
wird. Außerdem soll die bestehende Übernah-

meregelung für Auszubildende fortgeschrieben 
werden. Der neue Vergütungstarifvertrag hat 

eine Laufzeit bis 31. Dezember 2015. 
 

Zum Auftakt der Verhandlungsrunde hatte die 
GdS den Arbeitgebern der AOK-

Tarifgemeinschaft im Rahmen einer Protestak-

tion rund 5.000 Postkarten mit der Forderung 
nach „Fair Pay" und den Unterschriften von 

GdS-Mitgliedern aus allen Bundesländern auf 
den Verhandlungstisch geworfen und damit 

deutlich gemacht, was die Mitarbeiter der 

AOKs von den Arbeitgebern erwarten. Nicht 
zuletzt diese deutliche Warnung von betroffe-

nen GdS-Mitgliedern habe zum Erfolg bei den 
Vergütungstarifverhandlungen geführt, so der 

GdS-Bundesvorsitzende Maik Wagner. 
(07/05/14) 
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VAB: Auch Zivilbeschäftigte brauchen Vereinbarkeit von Familie und Beruf  
 
(dbb) Nachdem Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen angekündigt hat, in 

der Bundeswehr für eine bessere Vereinbarkeit von Dienst und Familie sorgen zu wollen, 
hat der Verband der Arbeitnehmer der Bundeswehr (VAB) dies auch für die Zivilbeschäf-

tigten angemahnt.  

 
Die Ministerin, so erklärte der VAB am 5. Feb-
ruar 2014, habe schnell „das enorme Ausmaß 

an sozialen Spannungen erkannt, das durch 

die Bundeswehrreform hervorgerufen worden 
ist“ und erklärt, wie die Bundeswehr familien-

freundlicher werden soll. „Im Nachklang zu 
dieser Ankündigung wurde in der öffentlichen 

Diskussion über das Problem jedoch fast aus-

schließlich in Bezug auf die Statusgruppe der 
Soldaten gesprochen“, stellte der VAB fest. 

„Das berechtigte Interesse an Vereinbarkeit 
von Familie und Dienst besteht gleichermaßen 

für die Vielzahl von andauernden Versetzungs- 

und Entfernungsmaßnahmen betroffenen zivi-
len Beschäftigten. Insbesondere die Gruppe 

der Arbeitnehmer ist aufgrund der oftmals 
bescheideneren Entgeltsituation ungleich här-

ter durch wiederholte Umzüge beeinträchtigt.“ 

Nicht nur die offensichtlichen Folgen von stän-
digem Arbeitsplatzwechsel und Versetzung 

seien gravierend, so der Verband weiter. „Das 

wiederholte Herausreißen der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer aus gerade eingenom-

menen Arbeitsstrukturen untergräbt seit vielen 
Jahren Moral, Gesundheit und Psyche.“ Die 

Frauenvertreterin des VAB Simone Drenkhahn 

und der Bundesvorsitzende Herbert Schug 
seien sich einig, dass für Verbesserungen in 

punkto Versetzungspolitik, Teilzeit, Übernahme 
von Auszubildenden, Telearbeit und familien-

freundlichen Arbeitsmodellen trotz erster posi-

tiver Maßnahmen in den vergangenen Monaten 
noch „Luft nach oben“ sei.  

(08/05/14) 

 
 

Steuerhinterziehung - DPolG-Chef gegen strafbefreiende Selbstanzeige  
 
(dbb) Der Vorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG), Rainer Wendt, hat das 
Festhalten der Union an der strafbefreienden Selbstanzeige für Steuersünder kritisiert. 

„Die Art und Weise, wie Steuerkriminelle hofiert und begünstigt werden, grenzt an 

Staatswillkür, Deutschland wirkt wie eine Bananenrepublik. Und bei der CDU scheint noch 
niemand verstanden zu haben, dass diese Politik ordnungspolitisch verheerend ist“, sagte 

Wendt am 6. Februar 2014 Handelsblatt Online.  

 
„Die Reichen in Deutschland verspotten den 
Rechtsstaat und beschädigen ihn täglich“, so 

Wendt weiter. „Erst wenn die Entdeckung 

droht, offenbaren sie sich und machen sich 
dann auch noch zum Opfer, das ist grotesk 

und zynisch.“ Und während nach Aussagen der 
Finanzminister nie Geld da sei für eine anstän-

dige Bezahlung von Polizisten, Feuerwehrleu-
ten, Kommunalbeschäftigten oder Erziehern, 

benähmen sich dieselben Finanzminister „wie 

generöse Feudalherren und lassen Steuerkri-
minelle davonkommen“. 

 
Wendt lobte vor diesem Hintergrund die Forde-

rung der SPD-Generalsekretärin Yasmin Fahimi 

nach einer weitgehenden Abschaffung der 
Selbstanzeige. Fahimi liege „völlig richtig“ und 

es wäre wünschenswert, „wenn aus dem viel-

stimmigen Durcheinander bei der SPD endlich 
eine klare Parteimeinung würde, da ist wohl 

Parteichef Gabriel gefragt“, sagte der Polizei-
gewerkschafter. Richtig sei auch die Forde-

rung, die Steuerfahndung personell und tech-
nisch sachgerecht auszustatten und bundes-

weit einheitliche Standards zu entwickeln, da-

mit nicht einzelne Länder aus einer schlechten 
Ausstattung der Finanzbehörden auch noch 

wirtschaftliche Standortvorteile machen. 
(09/05/14) 
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2.000 Teilnehmer zum Deutschen Schulleiterkongress erwartet  
 
(dbb) Rund 2.000 Schulleiterinnen und Schulleiter werden am 14./15. Februar 2014 in 

Düsseldorf zum 3. Deutschen Schulleiterkongress (DSLK) erwartet, der unter dem Motto 
„Schulen gehen in Führung“ steht. Das teilte der Verband Bildung und Erziehung (VBE) 

am 3. Februar 2014 mit.  

 
Bereits am 13. Februar finden Preworkshops 
statt. Die Teilnehmer kommen aus ganz 

Deutschland, aber auch aus dem deutschspra-

chigen Ausland und anderen europäischen 
Ländern. Gemeinsam werden sie in verschie-

denen Workshops und bei Vorträgen erfahren, 
welche Möglichkeiten es gibt, ihre Schule bes-

ser zu leiten und nach vorn zu bringen. Dabei 

geht es nicht nur um Vermittlung schulinterner 
Themen, sondern auch darum, zu erfahren, 

wie beispielsweise Wirtschaftsunternehmen 
Personalführung, Organisation und Öffentlich-

keitsarbeit angehen und welche Soft Skills bei 

der Leitung einer Schule hilfreich sind. Refe-
renten sind neben Experten aus Wissenschaft 

und Wirtschaft auch bekannte Persönlichkeiten 
aus der Gesellschaft. Veranstaltet wird der 

DSLK erneut vom VBE und dem Informations-

dienstleister Wolters Kluwer Deutschland 
(WKD).  

 

Als Referenten kündigten die Veranstalter un-
ter anderen auch Sänger Peter Maffay, Ext-

remsportler Joey Kelly, Moritz Freiherr Knigge, 
„Super-Nanny“ Katia Saalfrank, Prof. Dr. Gesi-

ne Schwan, OECD-Bildungsexperte Andreas 

Schleicher und KMK-Präsidentin und NRW-
Schulministerin Sylvia Löhrmann an. „Wir freu-

en uns sehr, dass wir unseren Teilnehmern 
wieder ein breites Spektrum bieten können“, 

so Udo Beckmann, VBE-Bundesvorsitzender, 

„Schulleitung ist keine Aufgabe mit Scheuklap-
pen – vielmehr ist es wichtig, den Blick schwei-

fen zu lassen und sich Anregungen aus ande-
ren Berufszweigen zu holen, um eine Schule 

nach vorn zu bringen.“  
(10/05/14) 

 

Namen und Nachrichten 

 
(dbb) Nach einem weiteren Treffen zwischen 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) 

und dem dbb sind beide Seiten der Auffas-
sung, Tarifverhandlungen zur Schaffung einer 

Entgeltordnung für Lehrkräfte aufzunehmen. 

Offizieller Verhandlungsauftakt ist der 20. Feb-
ruar 2014. Ziel muss es nun sein, bis Ende des 

Jahres eine Entgeltordnung zu entwickeln, die 
dann im Rahmen der Entgeltrunde 2015 ver-

abschiedet werden kann, erklärte der dbb am 

30. Januar 2014. Das sei ein „ehrgeiziger 
Plan“. Nach Jahren ohne Entgeltordnung für 

Lehrkräfte sei eine solche Ordnung schon an 
sich ein hoher Wert. „Allerdings müssen die 

Inhalte stimmen, muss diese Entgeltordnung 
Lehrkräfte den hohen Wert der Arbeit, den die 

Lehrerinnen und Lehrer jeden Tag leisten, 

widerspiegeln.“  
 

Beim dbb sachsen-anhalt ist die Mitgliederent-
wicklung stabil. Wie die „Mitteldeutsche Zei-

tung“ (Ausgabe vom 2. Februar 2014) berich-

tet, gehören dem dbb Landesbund derzeit 
etwa 25.000 Mitglieder an. „Das Spektrum ist 

breit“, sagte der Landesvorsitzende Maik 
Wagner dem Blatt. Zu den Mitgliedern zählten 

Beschäftigte in den Landesverwaltungen, in 
den Ministerien, aus dem Strafvollzug und aus 

der Forstverwaltung. Die Gewerkschaft setzte 
sich vor allem auch dafür ein, junge Leute 

nach der Ausbildung im Land zu halten, sagte 

Wagner. „Wer einmal weg ist, kommt kaum 
zurück.“ 

 
Brüssel will einen einheitlichen Binnenmarkt für 

Telekommunikation schaffen. Auf diese Weise 

sollen der Wettbewerb gestärkt und Kosten 
reduziert werden. „Die von der Kommission 

öffentlichkeitswirksam angepriesenen Preis-
senkungen bei den Auslandsgesprächen und 

den Roaming-Gebühren sind für den Verbrau-
cher sicherlich erfreulich. Jedoch wird den 

Unternehmen hiermit Geld entzogen, das für 

Investitionen fehlen wird“, kritisierte der stell-
vertretende DPVKOM - Bundesvorsitzende 

Horst Sayffaerth am 5. Februar 2014 die EU-
Pläne. An anderer Stelle könnten die für Inves-

titionen in die Netze erforderlichen Gelder auf-

grund des Wettbewerbsdrucks nicht einge-
nommen werden. „Das alles hat eine Gefähr-

dung von Arbeitsplätzen und eine Verschlech-
terung der Arbeitsbedingungen zur Folge.“ Die 
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in vielen Ländern bereits praktizierte Regulie-
rungspolitik habe Verzögerungen im Breitband-

ausbau mit verursacht. „Die Regulierung setzt 
zu sehr auf die Preisreduzierung in den Tele-

kommunikationsmärkten. Sie bremst damit 

Investitionen“, so Sayffaerth. 
 

Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) hat 
die Vergabepraxis von Wachschutzaufträgen 

bei der Bundeswehr gerügt. „Es kann nicht 

sein, dass eine staatliche Institution wie die 
Bundeswehr so die Preise drückt", sagte der 

Bundesvorsitzende Rainer Wendt der „Welt" 
(Ausgabe vom 2. Februar 2014). Damit ver-

schärfe die Truppe „den gnadenlosen Wettbe-

werb, den sich Sicherheitsfirmen ohnehin lie-
fern“. Mit Billiglöhnen täusche man Bewachung 

und Sicherheit nur vor. „In Wahrheit ist diese 
Schwachstelle ein Scheunentor für Kriminelle 

jeglicher Art“, sagte Wendt. Die Politik müsse 

endlich verstehen, dass „die Billig-Billig-
Methode auf dem Rücken der Beschäftigten 

ein echtes Sicherheitsrisiko schafft”, so Wendt.  

 
Der Verband Bildung und Erziehung (VBE) hat 

die Forderung nach einem Bündnis gegen An-
alphabetismus begrüßt, die am 30. Januar 

2014 von allen im nordrhein-westfälischen 

Landtag vertretenen Parteien eingebracht wor-
den ist. „Wer nicht lesen und schreiben kann, 

ist meist vom gesellschaftlichen Leben ausge-
schlossen – dabei verdient jeder Mensch die 

Chance auf Teilhabe“, machte der VBE-

Vorsitzende Udo Beckmann klar, „dafür be-
darf es jedoch eines weitläufigen Netzwerkes 

aus Präventions- und Hilfsmaßnahmen.“ Nach 
Angaben des Bundesverbandes können 

deutschlandweit über 7 Millionen Menschen 
nicht richtig lesen und schreiben – in NRW sind 

es geschätzt 1,5 Millionen. „In einem hochent-

wickelten Land ist das ein nicht akzeptabler 
Zustand“. Unabhängig von einem Schulab-

schluss würden Analphabeten viel Kraft darauf 
verwenden, zu verstecken, dass sie eine we-

sentliche Grundvoraussetzung für gesellschaft-

liche Teilhabe nicht beherrschen. Das, so 
Beckmann, sei tragisch: „Hier bleiben Talente 

unentdeckt und somit ungenutzt.“  
 

 
 

 

 
 

 
 

 

Nach Angaben des Statistischen Bundes-
amts hat sich die Zahl der Pensionierungen 

von Lehrerinnen und Lehrern im Jahr 2012 mit 
24.400 um 17 Prozent (Vorjahr 2011 = 

20.900) erhöht. Noch vor etwa 15 Jahren wa-

ren regelmäßig nur etwa halb so viele Lehre-
rinnen und Lehrer in den Ruhestand versetzt 

worden. Vor 1999 lagen die jährlichen Neuzu-
gänge beständig unter 11.000 Lehrerinnen und 

Lehrern, während der Durchschnitt der Jahre 

2007 bis 2011 bei etwa 19.600 Ruhestandszu-
gängen liegt. Dieses hohe Niveau ist nach An-

sicht des Statistischen Bundesamtes aufgrund 
der altersmäßigen Zusammensetzung des 

Lehrpersonals auch in den kommenden Jahren 

zu erwarten. Aufgrund von Dienstunfähigkeit 
vorzeitig ausgeschieden sind rund 3.800 Lehr-

kräfte, im Vorjahr waren es noch etwa 4.000. 
Wie dazu das Statistische Bundesamt weiter 

mitteilt, wurden seit Beginn der statistischen 
Erfassung im Jahr 1993 prozentual noch nie so 

wenige Lehrerinnen und Lehrer aufgrund von 

Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt.  
(11/05/14) 
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